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Beschlussempfehlung und Bericht

des Ausschusses fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und
Technikfolgenabschatzung (18. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 21/8280 —

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung des Hochschulrechts
und des Rechts der Graduiertenforderung des Bundes

A. Problem

Die Bundesregierung argumentiert in ihrem Gesetzentwurf, dass im deutschen
Hochschulrecht veraltete Bundesgesetze existierten, die infolge der Foderalis-
musreform im Jahr 2006 und der damit verbundenen Zusténdigkeitsverlagerung
auf die Bundeslénder weitgehend an Bedeutung verloren hitten. Vor diesem Hin-
tergrund sehe die Bundesregierung vor, insbesondere das Hochschulrahmenge-
setz (HRG) aufzuheben und zahlreiche weitere Gesetze entsprechend anzupassen.
Zudem solle das Graduiertenforderungsgesetz (GFG) aufgehoben werden, da es
aufgrund der seit langem ausgebliebenen Forderungen keine praktische Bedeu-
tung mehr habe.

B. Lésung

Annahme des Gesetzentwurfs in geinderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion Die
Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Wurden im Ausschuss nicht erortert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlie3en,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/8280 mit folgenden MaBgaben, im Ubrigen
unveridndert anzunechmen:

1. InArtikel 1 wird in § 83 die Angabe ,,31. Dezember 2027 durch die Angabe
,.31. Dezember 2028 ersetzt.

2. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 Nummer 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,,31. Dezember
2027 durch die Angabe ,,31. Dezember 2028 ersetzt.

b) In Absatz 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und bb sowie
Buchstabe ¢ wird jeweils die Angabe ,,31. Dezember 2027 durch die
Angabe ,,31. Dezember 2028 ersetzt.

Berlin, den 4. November 2026

Der Ausschuss fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgen-

abschitzung

Dr. Karl Lauterbach

Vorsitzender

Tino Sorge Dr. Christoph Birghan Dr. Lina Seitzl
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin
Ayse Asar Nicole Gohlke

Berichterstatterin Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Tino Sorge, Dr. Christoph Birghan, Dr. Lina Seitzl, Ayse
Asar und Nicole Gohlke

A. Allgemeiner Teil

. Uberweisung

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 21/8280 wurde in der 99. Sitzung des Deutschen Bun-
destages am 8. Oktober 2026 zur federfiihrenden Beratung an den Ausschuss fiir Forschung, Technologie, Raum-
fahrt und Technikfolgenabschitzung und zur Mitberatung an den Ausschuss fiir Wahlpriifung, Immunitéit und
Geschéftsordnung sowie den Ausschuss fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend tiberwiesen.

ll. Gutachtliche Stellungnahme des Parlamentarischen Beirats fiir nachhaltige Entwicklung
und Zukunftsfragen

Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige Entwicklung und Zukunftsfragen hat sich mit der Vorlage auf
Drucksache 21/8280 in seiner 22. Sitzung am 7. Oktober 2026 befasst. Er schlieBt sich der Feststellung der Bun-
desregierung an, dass Nachhaltigkeitsaspekte nicht beriihrt seien. Eine Priifbitte sei folglich nicht erforderlich.

lll. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschiisse

Der Ausschuss fiir Wahlpriifung, Immunitit und Geschaftsordnung hat die Vorlage auf Drucksache 21/8280
im Umlaufverfahren am 4. November 2026 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN die Annahme des Gesetzentwurfs mit Anderungen. Zuvor hat der Ausschuss mit den Stimmen
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und
Die Linke empfohlen den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache
21(18)96 anzunehmen.

Der Ausschuss fiir Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat die Vorlage auf Drucksache 21/8280
in seiner 33. Sitzung am 4. November 2026 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BUNDNIS
90/DIE GRUNEN die Annahme des Gesetzentwurfs mit Anderungen. Zuvor hat der Ausschuss mit den Stimmen
der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und
Die Linke empfohlen den Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache
21(18)96 anzunehmen.

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfiihrenden Ausschuss

Der Ausschuss fiir Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfolgenabschiitzung hat den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 21/8280 in seiner 32. Sitzung am 4. November 2026 abschlieBend
behandelt und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN die Annahme des Gesetz-
entwurfs in der aus der Beschlussempfehlung ersichtlichen Fassung. Die Anderungen beruhen auf einem Ande-
rungsantrag auf Ausschussdrucksache 21(18)96, den die Fraktionen der CDU/CSU und SPD in den Ausschuss
eingebracht haben und der mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und Die Linke angenommen wurde.
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Die Fraktion der CDU/CSU fiihrt ein, Ziel des Gesetzes sei insbesondere der Biirokratieabbau. Im Hinblick auf
die im Bundesrat geforderte Aufnahme des Begriffs der ,,staatlich getragenen Hochschulen® erldutert die Fraktion,
dass kein Bedarf fiir diese Ergénzung bestehe, da eine solche Formulierung den Eindruck einer dritten Kategorie
von Hochschulen erwecke. Zudem weist sie darauf hin, dass es sich bei dem Begriff weitgehend um eine seman-
tische Besonderheit des Landesrechts von Nordrhein-Westfalen handle. Die Fraktion stellt klar, dass staatlich
getragene Hochschulen staatliche oder staatlich anerkannte Hochschulen seien und es daher im Bundesrecht kei-
ner weiteren Kategorien bediirfe.

Die Faktion der AfD hebt hervor, dass die Streichung des GFG rechtlich nachvollziehbar sei, da diese Regelun-
gen langst obsolet seien. Beziiglich der Aufhebung des HRG &uflert die Fraktion jedoch Bedenken. Es sei zu
priifen, wie eine koordinierende Funktion auf Bundesebene gestaltet werden konne. Die Fraktion kritisiert die
Entstehung eines ,,Flickenteppichs* auf Lénderebene, welcher ihrer Ansicht nach der nationalen und internatio-
nalen Mobilitéit entgegenstehe. In diesem Zusammenhang weist die Fraktion auf den Bedarf bundeseinheitlicher
Regelungen fiir die Studienorganisation hin, insbesondere die Regelstudienzeit, den Hochschulzugang sowie die
Harmonisierung von Studien- und Priifungsordnungen. In diesem Zusammenhang verweist die Fraktion auch auf
die Moglichkeit etwaiger Bundesregelungen zu Studiengebiihren fiir ausldndische Studenten. Der Bund hebe die
normative Verantwortung fiir die Entwicklung des Hochschulsystems auf.

Die Fraktion der SPD fiihrt aus, dass mit dem Gesetzentwurf iiberholte Regelungen abgeschafft wiirden und ein
Beitrag zum Biirokratieabbau geleistet werde. Die Aufhebung des HRG sei ein folgerichtiger Schritt, da dieses
seit der Foderalismusreform 2006 in weiten Teilen keine eigenstindige Regelungswirkung mehr entfalte. Die
Ubergangsfrist werde auf Wunsch des Bundesrates bis zum 31. Dezember 2028 verlingert. Beziiglich der Hin-
weise der Bundespsychotherapeutenkammer und des Fakultdtentages Psychologie zu einer bestehenden Unklar-
heit der Approbationsordnung hinsichtlich der Approbationsvoraussetzungen erldutert die Fraktion, dass § 9 des
Psychotherapeutengesetzes bereits eindeutig ein flinfjahriges Studium aus Bachelor und Master sowie die psy-
chotherapeutische Priifung als Approbationsvoraussetzungen regle.

Die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN befiirwortet grundsitzlich eine Bereinigung des HRG, lehnt eine
vollstindige Authebung allein unter dem Aspekt des Biirokratieabbaus jedoch ab. Vorher sei zu priifen, ob die
verbliebenen Rechtswirkungen und der Schutzraum im Hochschulsystem nicht weiterhin eine Existenzberechti-
gung darstellten. Der Gesetzesentwurf der Bundesregierung beziffere keine konkreten Entlastungen und sehe
keine Evaluierung vor. Zudem kritisiert die Fraktion, dass die vorgesehenen Folgednderungen in ihrer Ausgestal-
tung ihrer Ansicht nach nicht neutral seien. So beinhalte die Anpassung im Bundesausbildungsférderungsgesetz
(BAf6G) einen Verweis auf eine aufgehobene Regelung des HRG. Zudem bleibe in den Neufassungen der Ap-
probationsordnungen unklar, ob Praxissemester und Priifungszeiten zur Studienzeit zahlten. Die Fraktion sieht im
Vorhaben einen problematischen Riickzug des Bundes aus der Mitverantwortung fiir einen gemeinsamen Hoch-
schulraum. AbschlieBend fragt sie die Bundesregierung, welche konkreten Pflichten, Doppelpriifungen oder Ver-
waltungsverfahren durch die Aufhebung entfallen wiirden und welche messbare Entlastung im Rahmen der Mo-
dernisierungsagenda erwartet werde.

Die Fraktion Die Linke gibt an, dass sich der konkrete Nutzen des Gesetzes im Hinblick auf den Biirokratieabbau
nicht erschlieBe, da durch die Aufhebung weder an den Hochschulen noch in den Behorden ein geringerer Ver-
waltungsaufwand entstehe. Stattdessen 16se das Vorhaben durch die notwendigen Anpassungen in den 16 Bun-
desldndern einen ,,biirokratischen Dominoeffekt™ aus. Die Fraktion kritisiert zudem den vollstindigen Riickzug
des Bundes aus der normativen Mitverantwortung fiir das Hochschulwesen, was sie angesichts aktueller politi-
scher Entwicklungen als fatales Zeichen bezeichnet. AbschlieBend bittet die Fraktion die Bundesregierung um die
Benennung konkreter Praxisbeispiele, an denen fiir Forschende, Studierende oder Verwaltungen ein messbarer
Abbau von Biirokratie durch das AuBerkrafttreten des HRG ersichtlich werde.

Die Bundesregierung erldutert, dass das HRG aufgrund der Verfassungsdnderung nicht mehr reformierbar sei,
da dem Bund die notwendige Gesetzgebungskompetenz fehle. Der Bund ziehe sich jedoch nicht aus der Verant-
wortung flir einheitliche Regelungen zuriick; vielmehr werde die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK)
als Steuerungsinstrument genutzt, um im Einvernehmen mit den Laéndern zweckméfige Vereinbarungen im Sinne
der Kompetenzverteilung der Verfassung zu wahren zu treffen.

Die Aufhebung diene neben dem Biirokratieabbau auch der Umsetzung des Koalitionsvertrags zur Streichung
zweckloser Gesetze. Die Beibehaltung eines faktisch wirkungslosen Gesetzes konne eine irrefithrende Signalwir-
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kung entfalten, weshalb die Gesetzesdnderung langfristig zur Rechtsbereinigung im Sinne eines schlankeren Re-
gelwerkes und somit zum Biirokratieabbau beitrage.

V. Begriindung zu den Anderungen

Zu Nummer 1:

Die Anderung sieht eine Verlingerung der Ubergangsfrist bis zum AuBerkrafttreten des Hochschulrahmengeset-
zes um ein weiteres Jahr vor. Hiermit soll den Landesgesetzgebern ausreichend Zeit eingerdumt werden, um not-
wendige Anpassungen im Landesrecht zu priifen und umzusetzen.

Zu Nummer 2:

Es handelt sich um Folgednderungen zu Artikel 1.

Berlin, den 4. November 2026

Tino Sorge Dr. Christoph Birghan Dr. Lina Seitzl
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin
Ayse Asar Nicole Gohlke

Berichterstatterin Berichterstatterin



	1. In Artikel 1 wird in § 83 die Angabe „31. Dezember 2027“ durch die Angabe „31. Dezember 2028“ ersetzt.
	2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 3 Nummer 1 und 2 wird jeweils die Angabe „31. Dezember 2027“ durch die Angabe „31. Dezember 2028“ ersetzt.
	b) In Absatz 5 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa und bb sowie Buchstabe c wird jeweils die Angabe „31. Dezember 2027“ durch die Angabe „31. Dezember 2028“ ersetzt.




